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 16 Einführung

2.1. Der Bologna-Prozess: Eine  
Zwischenbilanz 
Prof. Dr. Margret Wintermantel 
Präsidentin der Hochschulrektorenkonferenz 

 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär, sehr geehrter Herr Ehrenberg, sehr 
geehrter Herr Dr. Hendriks, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
 
ich freue mich sehr, Sie zur Abschlusskonferenz unseres HRK-Projekts 
Kompetenzzentrum Bologna begrüßen zu dürfen. 
 
Heute im Frühjahr 2007 blicken wir bereits auf acht Jahre Bologna-Pro-
zess zurück. Weitere drei Jahre haben wir nach dem Willen der europäi-
schen Bildungsminister noch vor uns, bis der Europäische Hochschulraum 
Wirklichkeit werden soll. Wir wissen, dass die Tradition der europäischen 
Mobilität von Studierenden und Lehrenden sowie die nationale Studien-
reform als fortlaufende Aufgabe der Hochschulen viel älter sind.  
 
„Bologna“ jedoch ist in vielerlei Hinsicht einzigartig, weil es für eine so 
konzentrierte und umfassende Reformanstrengung aller mittlerweile 46 
europäischer Staaten steht. Diese haben sich für eine weitere Öffnung 
und für die umfassende Modernisierung aller Studienangebote ihrer 
nationalen Hochschulsysteme verpflichtet. Es geht um international ver-
ständliche Studienabschlüsse und um einen wirklichen Perspektiven-
wechsel hin zum Lernenden, zu den Kompetenzen, die er oder sie wäh-
rend des Studiums erwirbt. Darum sind Lernziele und Lehrinhalte ganz 
neu zu bestimmen. Bei „Bologna“ geht es auch um die erleichterte Aner-
kennung von Studienleistungen aus dem europäischen Ausland, um 
klarere Strukturen für die in Deutschland Studierenden und darum, die 
tatsächlichen Studienzeiten und die hohen Abbrecherquoten zu senken, 
das Studium insgesamt damit zu verbessern.  
 
Was haben wir bisher erreicht? Die Zahl der Bachelor- und Masterstu-
diengänge ist nach einem verhaltenen Start zum Wintersemester 2006/ 
2007 gegenüber dem Vorjahr um mehr als ein Drittel gestiegen. Ihr An-
teil an allen Studiengängen liegt inzwischen bei fast über 60 Prozent. Die  
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Universitäten bieten mittlerweile über 50 Prozent ihres umfangreichen 
Gesamtstudienangebots in der gestuften Studienstruktur an; in den Fach-
hochschulen sind es sogar über 80 Prozent. Die Umstellung der übrigen 
Studiengänge ist in Arbeit. Wer die schwierige Umstellungsarbeit an den 
neuen Studiengängen kennt, weiß, dass sie neben der Bewältigung des 
laufenden Hochschulbetriebs viel Zeit und Anstrengung erfordert. Die 
Hochschulleitungen, die Lehrenden und Forschenden in den Fakultäten 
und Fachbereichen und die Hochschulverwaltungen arbeiten intensiv an 
der Reform, und wir sind stolz auf das Erreichte.  
 
Gleichzeitig sehen wir auch die noch nicht abgeschlossenen Baustellen, 
die deutlich hervortreten und die unsere gemeinsame Arbeit in den  
nächsten Monaten und Jahren bestimmen müssen. 
 
Hier ist aus meiner Sicht zu sagen, dass Bologna von den Hochschulen 
ganz wesentlich auch als Chance zur Qualitätsverbesserung begriffen 
wird. Dass der Lernprozess in den Hochschulen tiefgreifend ist, von der 
Umsetzung der Kompetenzorientierung bis hin zu Kommunikations- und 
Leitungsstrukturen. Er verläuft nicht allerorten gleich schnell, und ent-
sprechend unterscheiden sich im ersten Schritt die Lehrangebote auch in 
ihrer Qualität. Der Bologna-Prozess ist aber unaufhaltsam und wichtig. 
 
Aus diesem Grund hat die HRK mit finanzieller Unterstützung des BMBF 
vor zweieinhalb Jahren im Nachgang zur erfolgreichen Berlin-Konferenz 
neben der Service-Stelle Bologna auch das Kompetenzzentrum Bologna  
ins Leben gerufen. Nach einer offenen Ausschreibung, an der sich über 
120 Hochschulen aller Typen beteiligt hatten, prämierte die HRK die  
besten Reformkonzepte an 22 so genannten Modellhochschulen in  
ganz Deutschland. Seither haben insgesamt 27 Bologna-Beraterinnen  
und -Berater den Reformprozess vor Ort intensiv begleitet und mitgestal-
tet. Dieses Beratungsprojekt ermöglichte uns erstmals, die vielfältigen 
Eindrücke aus dem Inneren des Wals über unsere Netzwerkaktivitäten 
auch anderen Hochschulen zu vermitteln. Der Umgang der Beraterinnen 
und Berater an den beteiligten Modellhochschulen mit den konkreten 
Herausforderungen vor Ort, beispielsweise in der Studiengangsentwick-
lung oder in der Qualitätssicherung, kam auf diese Weise auch anderen 
Hochschulen zugute. Die Vielfalt von Hochschultypen unter den Modell-



 18 Einführung

hochschulen – von Fachhochschulen über technische und künstlerische 
Hochschulen bis hin zu großen Volluniversitäten – und ihre flächende-
ckende geografische Verteilung lieferte die nötige Differenzierung und 
erlaubte zugleich die Verallgemeinerung der Umsetzungsprobleme. Dies 
kann als Erfolgsrezept für die kompetente Beratung der Mitgliedshoch-
schulen angesehen werden. 
 
Auf Grundlage der systematischen Beobachtung der Modellhochschulen 
und ihrer Berater konnte ein über diese Hochschulen hinaus gültiger  
Überblick über die Chancen und die vielfältigen Herausforderungen der 
Bologna-Reformen innerhalb der Hochschulen gewonnen werden. 
 
Als wesentlicher Beschleunigungsfaktor für eine funktionierende Reform-
umsetzung innerhalb des Mikrokosmos Hochschule erweist sich bei-
spielsweise die zentrale Steuerung des Umstellungsprozesses auf mög-
lichst hoher Leitungsebene. Es zeigt sich in den beteiligten Hochschulen: 
In der Organisation des Umstellungsprozesses ist die Verbindung von 
klaren Entscheidungen der Hochschulleitung für die Reformen mit größt-
möglichem Freiraum für die Gestaltung in den Fachbereichen Erfolg 
versprechend. Hochschulweite Vorgaben sollten kombiniert werden mit 
der  
persönlichen Beratung von Lehrenden, Verwaltungsmitarbeitern und  
Curriculumsplanern. Die Beratungsinstitution ist idealerweise unparteilich 
und an einer kommunikativen Schnittstelle angesiedelt mit direktem 
Draht zur Hochschulleitung.  
 
Wir wissen aus unserem Projekt, dass wesentlich für den Erfolg der Bera-
tung die persönliche Bereitschaft der Bologna-Experten zur Erbringung 
einer Dienstleistung ist, wie z. B. die Aufbereitung von Informationen und 
Handreichungen für die Hochschullehrer, die mit der Erstellung der neuen 
Studiengänge beschäftigt sind. Als besonders effektiv stellte sich darüber 
hinaus die Einbindung der Beraterinnen und Berater in ein professionelles 
bundesweites Netzwerk dar, wie es vom Kompetenzzentrum der HRK 
gesteuert wird. Ermöglichte es doch den Hochschulen durch einen regel-
mäßigen Austausch, von den Erfahrungen der anderen zu profitieren. 
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Ein weiterer, so nicht unbedingt erwarteter Erfolg der Studienreform  
verdient unsere besondere Aufmerksamkeit: Der vom Bologna-Prozess 
ausgehende Reformimpuls befördert den Diskurs über die Profilierung 
von Studiengängen, über Studieninhalte und über Curricula sowie über-
haupt die Kommunikation zwischen den Beteiligten. Lehre wird jetzt von 
den Lehrenden ernster genommen und weiterentwickelt. Die Hochschule  
begreift sich zunehmend als lernende Organisation und ihre Mitglieder 
beschäftigen sich aktiv mit der Prozesssteuerung.  
 
Diese kurze Bestandsaufnahme unseres Modellprojekts wäre aber unvoll-
ständig ohne den Verweis auch auf die Probleme und die zukünftigen 
Herausforderungen:  
 
Grundsätzlich sind für die Umsetzung der Reform zusätzliche Finanzmittel 
unerlässlich, die von der Politik auf Länder- wie Bundesebene bisher nicht 
oder nur unzureichend zur Verfügung gestellt wurden. 
 
Zur Verzögerung des Umsetzungsprozesses tragen auch widersprüchliche 
staatliche Vorgaben in Deutschland bei. Zudem wäre eine „Entschleuni-
gung“ des Reformtempos im Interesse erhöhter Nachhaltigkeit wün-
schenswert, denn die Hochschulen müssen die Reformen parallel zu 
vielen anderen Veränderungsprozessen, wie Zielvereinbarungen, Global-
haushalte und Profilbildung stemmen. Dabei ist jedoch der grundsätzlich 
heilsame Reformdruck auf die Hochschulen, der von Bologna ausgeht, 
unbedingt aufrechtzuerhalten. 
 
Vielerorts gibt es kaum zentrale Verwaltungseinheiten, die aber Voraus-
setzung für eine sinnvolle EDV-Unterstützung der Reformen sind. Im Kon-
text der Reform der Lehre ist das meistgenannte Problem die Umsetzung 
der Kompetenzorientierung in den Studien- und Prüfungsplänen. Der viel 
beschworene Paradigmenwechsel in der Lehre hat häufig noch zu wenig 
stattgefunden: Weder die Orientierung an Lernergebnissen noch an Qua-
lifikationszielen ist bisher systematisch in den Fächerkulturen angegan-
gen worden. Zudem kann die für erfolgreiche Studiengänge notwendige 
verbesserte Betreuungsrelation nur bei einer Ausweitung des Lehrperso-
nals eintreten.  
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Und schließlich möchte ich auf die eigentliche, bisher aber noch zu wenig 
angegangene Problematik der unzureichenden Förderung der Mobilität 
sowohl innerhalb Deutschlands als auch ins Ausland hinweisen. Voraus-
setzung für einen voll funktionierenden Europäischen Hochschulraum ist 
aber neben der Angleichung der Studienabschlüsse die entsprechende 
Gestaltung der Studiengänge, eine qualitätsbewusste, nicht übertrieben 
bürokratische Anerkennungspraxis von Studienleistungen, enger abge-
stimmte Beziehungen der Hochschulen mit ihren ausländischen Partnern 
sowie eine internationale Vernetzung aller Hochschulmitglieder. 
 
Das Wirken der Beraterinnen und Berater an den beteiligten Hochschulen 
hat die anfänglichen Zweifel an diesem Projekt widerlegen können. Un-
abhängig von ihrer jeweiligen institutionellen Anbindung werden sie 
heute als impulsgebende und vermittelnde Instanz wahrgenommen, die 
zum Umsetzungserfolg an ihren Hochschulen entscheidend beitragen. 
 
Wie sich in den kommenden zwei Tagen zeigen wird, ist die inhaltliche 
Bandbreite der Umsetzungsfelder, in denen die Beraterinnen und Berater 
an Lösungsmodellen und Konzepten arbeiten, enorm. Und das zu einem 
Zeitpunkt, in dem auch unsere Modellhochschulen noch offenen Baustel-
len gleichen, die noch lange mit den Reformfolgen beschäftigt sein wer-
den. 
 
Unser Projekt hat daher nach knapp zwei Jahren weniger fertige Umset-
zungsmodelle hervorbringen können, die von unseren anderen Mitglie-
derhochschulen übernommen werden könnten. Vielmehr wurden bisher 
mehr Umsetzungsideen für eine große Vielfalt von Handlungsfeldern 
entwickelt, die zunächst von uns als gelungene Beispiele in einer Veröf-
fentlichung gesammelt und zum Erfahrungsaustausch verbreitet werden. 
Nicht zuletzt haben sich die Bologna-Berater an ihren Modellhochschulen 
als wichtige Implementierungsinstanz für die Studienreform eingebracht. 
Auf diesem Weg müssen wir weitergehen. 
 
Die Hochschulen haben akzeptiert, dass es eine breite politische Mehrheit 
für eine Verlagerung der Verantwortung für die Hochschulpolitik in die 
Länder gab. Allerdings sehen wir es als unsere Aufgabe an, für das not-
wendige Maß an Gemeinsamkeit zu werben, das wir im Interesse von 
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Lehrenden und Lernenden brauchen und das für unsere Position im ent-
stehenden europäischen Hochschulraum unerlässlich ist. Und wir müssen 
auch in der neuen Konstellation die Rahmenbedingungen für die Lehre 
an den Hochschulen weiterentwickeln. Die Stichworte dabei lauten: 
Autonomie, ein neues Kapazitätsrecht, wie es die HRK bereits vorge-
schlagen hat, wissenschaftsnahe und -adäquate Qualitätssicherung  
sowie eine angemessene Finanzierung der neuen Studiengänge. Die 
Einigung im Hochschulpakt hat in Bezug auf Bologna überhaupt keine 
Probleme gelöst. Und eines muss doch klar sein: Es darf keine Billigstu-
dienplätze zu Dumpingpreisen geben. Dabei stehen insbesondere die 
Länder in der Verantwortung. Hier erhalten wir erste ermutigende Signa-
le: als erstes Bundesland hat Thüringen unser dort entstandenes regiona-
les Bologna-Beraternetzwerk auf alle seine Hochschulen ausgedehnt und 
will es auf unsere Empfehlung hin fördern! Wir wünschen uns weitere 
solche Initiativen auf Länderseite! Denn der Bund konnte mit unserem 
Projekt auch vor der Föderalismusreform nur eine Anschubfinanzierung 
leisten. 
 
Meine Damen und Herren! Auch nach acht Jahren Reformprozess –  
die sicherlich nicht immer einfach waren – wollen die Hochschulen  
den Bologna-Prozess. Wir müssen die anstehenden Herausforderungen 
gemeinsam und partnerschaftlich meistern, um die Qualität und die 
Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Hochschulsystems national und 
international zu erhalten und zu steigern. 
 
Ich möchte an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich dem BMBF danken, 
dass es die Arbeit unseres Kompetenzzentrums Bologna in den letzten 
zwei Jahren großzügig unterstützt hat und nunmehr auch die Weiterför-
derung der bisherigen „Service-Stelle Bologna“ in Abstimmung mit den 
Ländern in Aussicht gestellt hat. Ich bin mir sicher, dass die Beratung  
und Unterstützung der deutschen Hochschulen bei der Bewältigung des 
Bologna-Umsetzungsprozesses mit dem neuen „Bologna-Zentrum“ er-
folgreich fortgeführt werden kann! Auf diese Weise wird die HRK ihren 
Mitgliedshochschulen bei den Herausforderungen der Studienreform 
auch in den nächsten Jahren mit Rat und Tat zur Seite stehen. 
 
 



 22 Einführung

Für den heutigen Tag erwarte ich, dass Sie im Anschluss über Chancen 
und Grenzen der aktuellen Umsetzung des Bologna-Prozesses in Deutsch-
land, Europa und der Welt vor dem Hintergrund der Modellprojekte  
diskutieren und auch über geeignete Empfehlungen zur Entwicklung  
des Bologna-Prozesses sprechen. Sie werden morgen die Gelegenheit 
erhalten, in vier Workshops zusammen mit den Bologna-Beratern die 
Themen zur langfristigen Sicherung der Nachhaltigkeit der Bologna-
Umsetzung zu identifizieren, um auch nach der Föderalismusreform und  
in Vorbereitung auf die London-Konferenz die begonnenen Reformbau-
stellen erfolgreich zu Ende führen zu können. Dazu wünsche ich Ihnen 
und uns allen eine fruchtbare Diskussion! 
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schulleitung, zumeist dem Prorektor oder Vizepräsident für Studium und 
Lehre (so auch an der Universität Halle-Wittenberg) direkt zugeordnet 
und arbeiten dieser qua ihrer Fachkompetenz zu. Eigentlich sind sie vor 
allem beratend und konzeptionierend tätig. Die Stabsstelle des Prorekto-
rats für Studium und Lehre der Universität Halle-Wittenberg entwickelte 
unter anderen die Entwürfe zum BA-MA-Studienmodell und zum Modell 
für die Lehramtsstudiengänge, den Ordnungsentwurf für das Zentrum für 
Lehrerbildung und einen Vorschlag zur Kapazitätsberechnung. De facto 
sind diese Stabsstellen auch an der Realisierung dieser Konzepte, der 
Umsetzung der Reform beteiligt, sprich der tatsächlichen Umstellung der 
Studiengänge. Sie arbeiten also nicht nur der Leitung zu, sondern sie sind 
auch in ständigem Kontakt mit den verschiedenen Gliederungen der 
Hochschule. An der Universität Halle-Wittenberg initiiert, betreut und 
koordiniert die Stelle die Runde der Bachelor-Master-Fakultätsbeauf-
tragten (das sind zumeist die Studiendekane der Fakultäten) und die an 
der Reform beteiligten Kollegen der Verwaltung. Sie ist ferner Ansprech-
partner der Vertreter der vielen Studienfächer der Universität. Mit diesem 
Engagement werden die Bologna-Experten auch für die Reformfortschrit-
te (wie die Modularisierung der Studienprogramme oder die Entwicklung 
der Studien- und Prüfungsordnungen) mit verantwortlich gemacht; aller-
dings verfügen sie über keinerlei Durchsetzungsmacht. Daher steht und 
fällt der Erfolg der Stabsstellen mit der Zusammenarbeit mit der Hoch-
schulleitung oder zumindest mit der Rückendeckung durch die Hoch-
schulleitung.  
 
Die Studienstrukturreform ist ein so tiefgreifender Umstellungsprozess, 
der nur mit großer Unterstützung der Leitung erfolgreich bewältigt wer-
den kann. Aus Hallenser Sicht hat sich eine direkte und enge Anbindung 
des Projekts an die Hochschulleitung, insbesondere im täglichen Arbeits-
ablauf, bewährt. Die starke Verbindung zur Leitung bedingt auch eine 
starke Abhängigkeit der Stelle vom jeweiligen Linienvorgesetzten. Das 
persönliche Verhältnis von Vorgesetzten und Stabsstelleninhaber ist 
damit ausschlaggebend für den Projekterfolg. An einigen Hochschulen 
wurden/werden die Stellen auch in der Verwaltungsorganisation (z.B. im 
Dezernat Studienangelegenheiten) angesiedelt. Solange akademische 
Leitung und Verwaltung gut zusammenarbeiten, können die Stelleninha-
ber damit auch eine hilfreiche Brückenfunktion wahrnehmen. Bei – den 
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an deutschen Hochschulen nicht unüblichen – Konflikten zwischen aka-
demischer Leitung und Verwaltung, sitzen diese Kollegen allerdings zwi-
schen den Stühlen; es ist unklar, welchen Herren (oder auch Damen) sie 
in umstrittenen Angelegenheiten dienen sollen.  
 
Im besonderen Falle der HRK-Bologna-Experten an den Hochschulen 
kommt noch ein weiterer Aspekt hinzu: Da sie von der HRK und nicht der 
jeweiligen Hochschule angestellt, nehmen viele Kollegen einen Sonder-
status im Organisationsgefüge ein (dessen Ausgestaltung ist wiederum 
abhängig davon, ob sie bereits an der Hochschule gearbeitet haben und 
neu hinzugekommen sind). Die beschriebene prekäre Position von Stabs-
stellen wird durch eine temporäre Aufgabenzuweisung (die Studienstruk-
turreform ist ja keine Daueraufgabe) und damit Organisationszugehörig-
keit der Stabsstellen nochmals etwas komplizierter. Auf der anderen Seite 
konnten sich die HRK-Bologna-Referenten auch als externe Experten an 
ihren Hochschulen profilieren. Sie waren damit nicht – wie viele Fakul-
tätsgeschäftsführer – „graue Eminenzen“ mit organisationsinternen Herr-
schaftswissen ausgestattet, wohl aber wurde ihnen als Quasi-Externe ein 
Expertenstatus zugerechnet, der bei Beratungen und Umsetzungen 
durchaus hilfreich sein kann.  
 
Eine Variante, wie derartige Stabsstellen organisatorisch in die Hoch-
schulstruktur eingebettet werden können, zeigt das folgende Beispiel der 
Universität Rostock, das Zentrum für Qualitätssicherung in Studium und 
Weiterbildung.  
 
Heike Scheidemann – Universität Rostock: Zentrum für Qualitäts-
sicherung in Studium und Weiterbildung und Reformkommissio-
nen zur Studiengangsentwicklung  
Im Zuge des Bologna-Prozesses und der Umstellung auf die Bachelor- 
und Masterstruktur müssen an den Hochschulen innerhalb kurzer Zeit 
relativ viele Studiengänge neu eingerichtet oder überarbeitet werden. 
Gleichzeitig ist die Qualität der Studienangebote zu sichern. Die Antwort 
der Universität Rostock auf diese Herausforderung ist die Gründung 
neuer Einrichtungen und Gremien sowie deren Einbindung in Entschei-
dungsstrukturen.  
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Regelungen und Entscheidungsstrukturen zur Reformierung bestehender 
und zur Einrichtung neuer Studiengänge hat die Universität Rostock in 
einer Verfahrensordnung getroffen. Im hochschulinternen Genehmi-
gungsverfahren hat eine neu gegründete Einrichtung, das Zentrum für 
Qualitätssicherung in Studium und Weiterbildung (ZQS) eine wesentliche 
Funktion. Auf die weiteren Aufgaben des ZQS als Stabsstelle des Rekto-
rats möchte ich hier nicht eingehen, sondern mich auf das Genehmi-
gungsverfahren beschränken. 
 
Das hochschulinterne Genehmigungsverfahren umfasst u.a. die rechtliche 
Vorprüfung durch den Justitiar und eine Kapazitätsprüfung durch die 
Controlling-Stelle. Wesentlich für die Qualitätssicherung des Studienan-
gebots im Bologna-Prozess ist jedoch dessen inhaltliche Prüfung durch 
das ZQS.  
 
Im Mittelpunkt steht dabei nicht nur die Einhaltung von externen und 
internen Vorgaben, sondern auch das Erreichen von Bologna- und Quali-
tätszielen. Wichtige Fragen sind beispielsweise: Orientiert sich das Stu-
dienangebot an Kompetenzzielen? Ist transparent, welche Kompetenzen 
Studierende erwerben? Stehen Lernprozesse und nicht das Lehren und 
die Fachinhalte im Vordergrund? Wurde sinnvoll modularisiert? Ist der 
Studiengang in der Regelstudienzeit studierbar? Wie ist die Qualität des 
Studienangebots zu beurteilen? Zu diesen und ähnlichen Aspekten der 
Studienreform berät das ZQS. Im Idealfall begleitet es die Entwicklung 
der Studiengänge vom Konzept über das hochschulinterne Genehmi-
gungsverfahren bis zur Genehmigung durch das Ministerium. 
 
Bei komplexen Projekten, wie interdisziplinären und damit fakultätsüber-
greifenden Studiengängen, wird neben dem ZQS eine weitere neue Struk-
tureinheit eingebunden: die Reformkommissionen. Reformkommissionen 
diskutieren und koordinieren die Entwicklung von der Idee für einen 
Studiengang bis zum Abschluss des hochschulinternen Genehmigungs-
verfahrens. Aufgaben und Besetzung der Reformkommissionen sind in 
der Reformkommissionsordnung festgelegt. 
 
Die Mitglieder einer Reformkommission werden von den Fakultäten vor-
geschlagen und durch die Senatskommission für Studium, Lehre und 
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Evaluation gewählt. Die Geschäftsführung der Reformkommissionen liegt 
bei ZQS. Darüber hinaus nimmt das ZQS seine beratende Funktion auch 
in den Reformkommissionen wahr.  
 
Mit der Einsetzung einer Reformkommission erhält diese einen konkreten 
Arbeitsauftrag. Dazu gehört typischerweise die Begleitung der Studien-
gangsentwicklung von der Begutachtung des Konzept, über die Diskussi-
on von Realisierungsmöglichkeiten, die Abstimmung der beteiligten 
Fakultäten bis zur Weitergabe in das hochschulinterne Genehmigungsver-
fahren. 
 
Wichtig ist festzuhalten, dass sowohl das ZQS als auch die Reformkom-
missionen keine eigene Entscheidungskompetenzen haben, sondern 
vorbereitend, begleitend und beratend in Entscheidungsstrukturen der 
Universität eingebunden sind. 
 
Die Gründung neuer Einrichtungen oder Gremien und deren geregelte 
Einbindung in Entscheidungsstrukturen hat sich an der Universität Ros-
tock als eine insgesamt erfolgreiche Strategie gezeigt, auch wenn – wie 
in jedem anspruchsvollen Veränderungsprozess – Schwierigkeiten und 
Hemmnisse auftreten. 
 
Simone Schmidt – Fachhochschule Bielefeld: Themenspezifische 
Arbeitsgruppen 
Im Rahmen des Bologna-Prozesses sind vielfältige Reformmaßnahmen 
umzusetzen. Dabei sind verschiedene Vorgaben bzw. Richtlinien zu be-
rücksichtigen. Vorgaben der Europäischen Union, von Bund und Ländern 
und hier insbesondere die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz sind 
bei der Studienreform von Bedeutung. Ihre Umsetzung wird in Akkreditie-
rungsverfahren überprüft. Einerseits müssen diese Rahmenbedingungen 
in den Hochschulen transparent gemacht werden, um so eine gemeinsa-
me Basis für die weitere Arbeit zu schaffen und Verständnis für die Vor-
gaben zu wecken. Andererseits sind für einige Aspekte hochschulspezifi-
sche Lösungen zu entwickeln.  
 
Die Ausgangslage der Fachhochschule Bielefeld ist eine flache Gremien-
struktur. Für hochschulweit relevante Entscheidungen und Beschlüsse 
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sind bisher insbesondere das Rektorat und der Senat verantwortlich. 
Kommissionen, wie zum Beispiel eine Kommission für Lehre und Studium, 
existieren derzeit nicht. Die gegenseitige Information und der Austausch 
erfolgt u.a. durch regelmäßige Besprechungen von Rektorat und Deka-
nen.  
 
Zur Umsetzung der Studienreform wurden darüber hinaus z.B. themen-
spezifische, fachbereichsübergreifende Arbeitsgruppen eingerichtet, um 
so Transparenz zu schaffen und sich fachbereichsübergreifend mit den 
Verantwortlichen der Fachbereiche über Reformfragen abzustimmen. So 
wurden beispielsweise zu Beginn der Reform Eckpunkte für Bachelor-
Studiengänge gemeinsam von Vertretern der Wirtschaft, der Fachberei-
che und dem Rektorat erarbeitet. Im Wintersemester 2005/2006 wurde 
eine Arbeitsgruppe „Diploma Supplement“ eingerichtet. Basierend auf 
der Vorlage des Diploma Supplements der HRK wurde von der Leiterin 
der zentralen Prüfungsverwaltung in Zusammenarbeit mit der Bologna-
Beraterin eine fachhochschulspezifische Vorlage erarbeitet. Diese wurde 
den Vertreterinnen und Vertretern der Fachbereiche vorgestellt und mit 
ihnen diskutiert. Dadurch konnte neben der Information über das Diplo-
ma Supplement eine weitgehende Akzeptanz erzielt werden. 
 
Susanne Lippold – Ruhr-Universität Bochum: Fakultätsübergrei-
fende gemeinsam beschließende Ausschüsse  
Der Bologna-Prozess hat an den Hochschulen nicht nur zur Einführung 
neuer Studienstrukturen geführt, sondern hat auch zur Veränderung von 
Organisationsstrukturen. Ein prägnantes Beispiel für diese Veränderung 
lässt sich bei interdisziplinären und / oder fakultätsübergreifenden Stu-
diengängen beobachten, wenn die Planungsphase abgeschlossen ist und 
das Alltagsgeschäft beginnt. Für das Funktionieren eines Studiengangs ist 
nicht nur ein schlüssiges Curriculum erforderlich, sondern funktionierende 
Organisationsstrukturen für z.B. die Lehrangebotsplanung, das Prüfungs-
wesen, die Studienberatung etc. Bei fakultätsübergreifenden Studiengän-
gen, besonders, wenn mehr als zwei Fakultäten beteiligt sind, stoßen die 
bisherigen Strukturen an ihre Grenzen. So ist zum Beispiel die Prüfungs-
ordnung von mindestens zwei Fakultätsräten zu beraten und zu beschlie-
ßen. Die bisher bestehenden Organisationsstrukturen funktionieren nur, 
solange alles reibungslos abläuft. Was passiert, wenn die Fakultäten 
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jeweils unterschiedliche Beschlüsse zur gemeinsamen Prüfungsordnung 
treffen? Im besten Fall löst sich dies nach einigen zusätzlichen Beratungs-
schleifen in den beteiligten Fakultätsräten. Im schlimmsten Fall hingegen 
gibt es keine Einigung und das Projekt eines gemeinsamen Studiengangs 
platzt.  
 
Die Ruhr-Universität ist bei fakultätsüberreifenden Studiengängen einen 
neuen Weg gegangen und hat eine neue Organisationsstruktur einge-
führt, die so genannten beschließenden Ausschüsse. Es handelt sich 
dabei um gemeinsame Ausschüsse der am Studiengang beteiligten Fakul-
täten. Der Unterschied zu den bislang bekannten Koordinierungsgremien 
liegt darin, dass die neuen Ausschüsse verbindliche Entscheidungen für 
das gemeinsame Projekt z.B. den Studiengang treffen können. An diese 
Beschlüsse sind die beteiligten Fakultäten dann auch gebunden. Dies 
funktioniert über das Prinzip „Delegation“: Die beteiligten Fakultätsräte 
übertragen dabei klar definierte und klar umrissene Aufgaben, zugehöri-
ge Entscheidungskompetenzen und ggf. Ressourcen auf den gemeinsa-
men beschließenden Ausschuss. Hierzu sind entsprechende Beschlüsse 
der Fakultätsräte sowie eine Satzung erforderlich. Die Satzung ist dabei 
so eindeutig wie möglich zu formulieren, damit keine Doppelstrukturen 
zu den bestehenden Fakultätsräten und letztlich ineffiziente Strukturen 
geschaffen werden. Die Mitglieder des gemeinsamen beschließenden 
Ausschusses müssen dabei aus den Reihen der Fakultätsratsmitglieder 
der beteiligten Fakultäten gewählt werden. Der Ausschuss muss außer-
dem gruppenparitätisch besetzt sein. Wenn diese drei Bedingungen 
erfüllt sind, fungiert der neue Ausschuss vergleichbar einem Fakultätsrat. 
Da die Fakultätsräte ihre Entscheidungskompetenz für bestimmte Fragen 
und ggf. Ressourcen an den Ausschuss delegiert haben, sind die beteilig-
ten Fakultäten an die Entscheidungen des gemeinsamen beschließenden 
Ausschusses gebunden. Der Vorteil dieser gemeinsamen beschließenden 
Ausschüsse ist darin zu sehen, dass die gemeinsame Verantwortung der 
beteiligten Fakultäten sich in der Organisationsstruktur widerspiegelt und 
die Entscheidungswege klar definiert sind. Trotz der offensichtlichen 
Vorteile kann eine solche Struktur aus der Sicht der einzelnen Fakultät 
nachteilig erscheinen, da damit Entscheidungskompetenzen abgegeben 
werden. Aus sechs Jahren Erfahrung mit diesen Organisationsstrukturen 
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an der Ruhr-Universität kann festgehalten werden, dass die Einführung 
dieser neuen Organisationsform erfolgreich verlaufen ist. 
 
Martin Winter – Universität Halle-Wittenberg: Zentralisierung der 
Prüfungsverwaltung 
An einigen Hochschulen, die bislang ihre Prüfungsämter auf Fachbe-
reichsebene angesiedelt hatten, wurde und wird im Kontext der Studien-
strukturreform die Debatte um eine Zentralisierung der Prüfungsverwal-
tung geführt – so auch an der Universität Halle-Wittenberg.  
 
Zwei Umstände forcieren diese Diskussion. Erstens: Hat eine Hochschule 
über alle Fachbereiche hinweg ein einheitliches Studienmodell (also mit 
einer standardisierten Programmgröße, Regelstudienzeiten etc.) be-
schlossen, und bietet im Rahmen dieses Modells Kombinationen mit zwei 
(oder mehr) Fächern an (analog zum alten Magister-Studiengang bzw. 
zum Lehrer-Studium), dann liegt es nahe, die Prüfungsverwaltung zu 
zentralisieren, um die administrative Abstimmung zwischen den Studien-
fächern zu erleichtern. 
 
Zweitens – dieser Punkt betrifft alle Hochschulen, die auf das neue Stu-
diensystem umstellen – ist der Verwaltungsaufwand im modularisierten 
studienbegleitenden Prüfungssystem gewachsen. Es muss nicht unbe-
dingt so sein, dass die Prüfungsbelastung von Lehrenden und Studieren-
den im neuen Studiensystem insgesamt steigt, wie oftmals behauptet 
wird; gewachsen ist indes – dank studien- bzw. modulbegleitender Prü-
fungen – die Anzahl der Prüfungen, die gemäß der Landeshochschulge-
setze als „Hochschulprüfungen“ fungieren. Hochschulprüfungen unterlie-
gen besonderen Regelungen zur Anmeldung (Termine, Fristen, An- und 
Abmeldeprozeduren), da deren Ergebnisse in die Examensnote mit einge-
hen. Bislang hatten nur die Zwischen- und die Abschlussprüfungen den 
Status von Hochschulprüfungen; die anderen Prüfungen fungierten als 
Leistungsnachweise, die nur für die Zulassung zur Hochschulprüfung 
unabdingbar waren, nicht aber in die Berechnung der Examensnote mit 
einflossen. Nun aber sind ein großer Teil der Modulprüfungen (wenn 
nicht alle) examensrelevant, haben also den Status einer Hochschulprü-
fung. 
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Die quantitativ erhöhte Anzahl an Hochschulprüfungen und die gestiege-
ne Komplexität der Abläufe verlangen eine effiziente Verwaltung und 
Verarbeitung der Verfahren. Zwei Konsequenzen ergeben sich hieraus: Es 
ist eine Studien- und Prüfungsverwaltungssoftware einzuführen (insbe-
sondere bei hochschuleinheitlichen Studiensystemen auch hochschul-
weit), und es ist ein erhöhter Schulungsaufwand für die Verwaltungsmit-
arbeiter/innen vonnöten – insbesondere bei Einführung der neuen Soft-
ware.  
 
Gegen eine Zentralisierung der Prüfungsverwaltung wird die mangelnde 
„Kundennähe“ einer zentralen Serviceeinrichtung zu den Studierenden 
und den Lehrenden ins Feld geführt: Fachspezifische Prüfungsämter 
würden ihre Studienprogramme und auch die Beteiligten besser kennen, 
außerdem sei – bei dislozierten Hochschulstandorten eine größere räum-
liche Nähe zum Studienbetrieb von Vorteil. „Kundennähe“ könnte jedoch 
auch bei einer zentralisierten Prüfungsverwaltung über feste Verantwort-
lichkeiten von Prüfungsamtmitarbeitern für bestimmte Studienfächer 
geregelt werden (bspw. wäre die Mitarbeiterin XY für die Studienfächer 
A, B, C und D verantwortlich). Weil das Amt eine organisatorische Einheit 
bildet, kann sie aber auch als Ansprechpartnerin für die Studierenden 
und Lernenden anderer Fächer einspringen, wenn Kollegen urlaubs- oder 
krankheitsbedingt ausfallen. 
 
Letztlich ist der Streit um die Zentralisierung versus Dezentralisierung der 
Prüfungsverwaltung ein Streit und Ressourcen und Kompetenzen (im 
Sinne von Zuständigkeiten und Machtpotenzialen) zwischen Fachberei-
chen und Hochschulleitung bzw. zentraler Verwaltung.  
 
An der Universität Halle-Wittenberg endete diese Diskussion mit einem 
Kompromiss: Weil die Universität ein hochschulweit geltendes einheitli-
ches Studiensystem hat (das auch mit den modularisierten Lehramtsstu-
diengängen eng verknüpft ist), wird universitätsweit ein elektronisches, 
internetbasiertes Studien- und Prüfungsverwaltungssystem eingeführt. 
Für die Pflege der technischen Infrastruktur wie auch für die Schulung der 
Prüfungsamtsmitarbeiter der Fachbereiche ist die Universitätsverwaltung 
verantwortlich; die Prüfungsämter in den Fachbereichen bleiben indes 
bestehen. Über sinnvolle Fusionen von einzelnen Prüfungsämtern (z.B. im 
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geistes- und sozialwissenschaftlichen Bereich) beraten derzeit die zustän-
digen Fachbereiche. 
 
Stephan Märkt – Universität Lüneburg: General Studies (Bereich 
fachübergreifende und Schlüsselkompetenzen)  
Im Zuge des Bologna-Prozesses kommt der Beschäftigungsfähigkeit und 
damit auch der Vermittlung von Schlüssel- und fachübergreifenden, die 
Beschäftigungsfähigkeit erhöhenden Kompetenzen ein besonderer Wert 
zu. So auch an der Universität Lüneburg, an der ein eigener und obligato-
risch zu belegender Bereich General Studies mit den Schwerpunkten 
„Orientierung in Wissenschaft und Gesellschaft“, „Fachbezogene Fremd-
sprachen“ und „Schlüsselkompetenzen“ eingerichtet worden ist. Dieser 
soll zudem die Persönlichkeitsbildung der Studierenden fördern. Im Zuge 
einer umfassenden Neuausrichtung und Studienreform an der Universität 
Lüneburg wird der Bereich fachübergreifende und Schlüsselkompetenzen 
künftig Komplementärstudium heißen und aus sechs Perspektiven beste-
hen. 
 
Die General Studies wurden maßgeblich durch den ehemaligen Vizeprä-
sidenten für Lehre, Studium und Weiterbildung sowie den ehemaligen 
Bologna-Berater der HRK an der Universität Lüneburg aufgebaut. Das 
Konzept zu den General Studies wurde extern begutachtet und auf Basis 
von neuen Erkenntnissen mehrmals weiterentwickelt. Diesbezüglich wur-
de auch das Wissen von Hochschulmitgliedern genutzt, die im Rahmen 
von Workshops zur Diskussion des General Studies-Konzepts eingeladen 
wurden. Ziel dieser Workshops war auch die Erhöhung der hochschulin-
ternen Akzeptanz der General Studies. 
 
Einige General Studies-Module werden zentral eingeworben, einige wer-
den dezentral – durch die Fächer und einige Einrichtungen (z. B. Fremd-
sprachenzentrum, Rechen- und Medienzentrum) – angeboten. Die 
Schlüssel- bzw. fachübergreifenden Kompetenzen werden meist additiv 
zu den Fachveranstaltungen in gesonderten Modulen (meist in der ein-
heitlichen Modulgröße von 5 Credit Points) vermittelt. Die zentral einge-
worbenen Module unterlagen in der Vergangenheit einer direkten Quali-
tätssicherung durch den Bereich General Studies. In diesem Zusammen-
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hang kamen besondere Kriterien für die Auswahl der Dozentinnen und 
Dozenten sowie der Konzeption der Seminare zur Anwendung. 
 
Als besondere Erfolgsfaktoren für die Einführung und den laufenden 
Betrieb eines Bereichs fachübergreifende- und Schlüsselkompetenzen 
können meiner Meinung nach angesehen werden: 1) der Mut seitens 
einzelner Personen, strukturelle Neuerungen sowie neue Studienphiloso-
phien auch gegen eine bei einigen Hochschulmitgliedern bestehende 
ablehnende Grundhaltung einzuführen, 2) eine klare Kompetenzzuwei-
sung an die Anbieter von Modulen zu Schlüssel- und fachübergreifenden 
Kompetenzen, 3) die Ausstattung eines zentralen Bereichs Schlüssel- und 
fachübergreifende Kompetenzen mit einem eigenverantwortlich zu ver-
ausgabenden Budget, 4) das Vorhandensein einer eigenen und spezifisch 
auf das Angebot von Schlüssel- und fachübergreifenden Kompetenzen 
zugeschnittenen Qualitätssicherung, 5) Strukturen, die die Generierung 
neuer Ideen für innovative Lehr- und Lernkonzepte fördern sowie eine 
(immer wieder zu reproduzierende und ggf. an neue Umstände anzupas-
sende) Kultur, die die betroffenen Akteure zur Ideengewinnung und 
Kooperation motiviert. 
 
Markus Lorenz – Universität Leipzig: Studiengangsverantwortliche 
und Modulverantwortliche, Studienkommission und Prüfungsaus-
schüsse 
An der Universität Leipzig wurde für die Verfahren der Umstellung und 
der Akkreditierung beschlossen, die bestehenden Gremienwege unverän-
dert bestehen zu lassen, um neben dem Umstellungsprozess nicht noch 
eine Reform der Entscheidungswege vorzunehmen und damit eingespiel-
te Prozesse zu verändern. Der Gremienweg – fakultätsintern: Institut, 
Studienkommission, Fakultätsrat und universitär: Senatskommission, 
Lehre, Studium und Prüfungen, Akademischer Senat – musste durch 
zeitliche Vorgaben bedingt, mit weiteren strukturellen Elementen flankiert 
werden. Neben Ad-hoc-Arbeitskommissionen und neuen fakultätsüber-
greifenden Strukturen (z.B. für das Lehramt das Zentrum für Lehrerbil-
dung und Schulforschung als koordinierender Stelle), wurden Modulver-
antwortliche und Studiengangsverantwortliche benannt sowie zusätzliche 
Studienkommissionen in den Fakultäten eingerichtet. Für einige Studien-
gänge waren fakultätsübergreifende Prüfungsausschüsse zu gründen. 
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